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Kleinräumige Miıgration un Aufnahmepraxıs

1n der sächsıischen Oberlausıtz des 19 Jahrhunderts
VO Lut? Vogel

ach aktuellenen der Bundeszentrale für politische Bildung leben welt-
weIlt mehr als 150 Milliıonen Menschen einem Staat der nıcht ihr He1i1mat-
and ist.“ Dass diese umfangreichen Bevölkerungsbewegungen keineswegs
konfliktfre1i ablaufen, 1St der medialen Berichterstattung ablesbar.* Neben
den Migrationsbewegungen“ wird auch die Integration” der zugewander-
fen Menschen 1n die aufnehmenden Gesellschaften Öffentlich diskutiert. Die
gezielte Anwerbung VO  - Fachkräften Uunter anderem mit dem Ziel dem
demografischen andel und dem drohenden Fachkräftemangel begegnen

die Finführung der SO genannten „doppelten Staatsbürgerschaft““ der die
hitzig-polemische Debatte ber die Integrationswilligkeit einzelner Migran-

Sachsisches Staatsarchiv Staatshilialarchiv Bautzen (im Folgenden: StFilA Bautzen),
Oberamt/ Oberamtsregierung Budissıin (im Folgenden: Budissin), Nr. 4033

Acta, die Aufnahme VO:  - Ausländern Unterthanen betr. (1821—1 O23); fol. Bel diesem
/iıtat handelt siıch ine Einschätzung der Gutsherrschaft Oppach über den aus Altstadt/
Böhmen stammenden Tagelöhner Johann Georg Phılipp, der sich 1821 auf dem Rittergut mit
einer Häuslernahrung ansäss1g machen wollte.

Vgl Themendossier „Migration‘‘, auf: http://www.bpb.de/themen/ 8 T2L6Z,0,0,
Migration.html [Zugriff 12.2010].

Beispielhaft se1 hler die umfangreiche mediale Berichterstattung der etzten Jahre über
große Migrationsbewegungen 1n der Folge VO:  - Bürgerkriegen SOWI1E das Phänomen der „boat
people‘*“, also Menschen, die AUSs Afrika ber das Mittelmeer nach Südeuropa gelangen, DC-
NnN!

In den folgenden Ausführungen wird Migration als sozilalwıissenschaftlicher Begritff
verstanden, „der aus den praktischen Bedürfnissen der Verwaltung abgeleitet und Staats-
vorstellungen des Jahrhunderts gebunden 1st. In diesem Zusammenhang erfasst Migrati-

alle Arten VO:  - Wanderungen, die iner mehr der weniger dauerhaften Veränderung
des Wohnsitzes über Staats- der Verwaltungsgrenzen hinweg führen.“‘ NS
SCHMIDT, Menschen Bewegung. Inhalte un! Z1ıele historischer Migrationsforschung,
Göttingen 2002

Integration SOo. hierbei verstanden werden als „alltäglicher und der Regel unauffälliger
wirtschaftlicher, gesellschaftlicher, kultureller und mentaler Anpassungsprozess, der schritt-
welse verläuft und (senerationen übergreifen kannn  CC JOCHEN OLTITMER, Migration im
und Jahrhundert (Enzyklopädie Deutscher Geschichte 806), München 2010,
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tengruppen sind Beispiele der Ööffentlichen Diskussion in Deutschland in den
etzten „ehn Jahren.‘

Im Zuge der Debatten das aktuelle Wanderungsgeschehen SCWAaNLL
in den etzten beiden Jahrzehnten auch die geschichtswissenschaftliche M\1-
orationsforschung Bedeutung. So ISE die historische Migrationsforschung
inzwischen 5  eın stark expandierendes Forschungsfeld““”, Literatur hlerzu
1st mittlerweile Legion“® un! ”aum eine jüngere geschichtswissenschaftliche
Arbeit mit Migrations- der Integrationsbezug lässt einen Verwels auf die
Aktualıtät dieser gesellschaftlichen Problemstellungen vermissen.? Vor al-
lem für die Zeit des 19 Jahrhunderts domintieren aber bislang Arbeiten
Fernwanderungen insbesondere Zg überseeischen Massenauswanderung
Aaus Kontinentaleuropa. ”” Kleinräumige Wanderungsbewegungen wurden

Kxemplarisch se1 hler das uch des ehemaligen Berliner Finanzsenators SARRA-
N YCENANNLT, der Mit seinen provokanten Ihesen über die Integrationsbereitschaft VOT allem
türkischstammiger Einwanderer in Deutschland 2010 ine Öftfentliche Debatte über dieses
Ihema auslöste, vgl. eDeutschland schafft sich ab. Wıe WIT and
aufs Spiel setzen, München 2010

OLIVER TREVISIOL, [Die FEinbürgerungspraxis im Deutschen Reich 945 (Stu:
dien ZUT Historischen Migrationsforschung 18), Göttingen 2006,

Vgl die einschlägigen Literaturberichte bZzw. Bıbliografien hlerzu: COCHRISTOPH C AIR-
9Wanderer 7zwischen den Welten: Neuere Forschungsergebnisse ZUT Migration
aus unı nach Deutschland Jahrhundert. In: Neue Politische iteratur (1 995); 1’
30-—61:; Klaus Bade, Historische Migrationsforschung, in: ders., Sozialhistorische Migrati-
onsforschung, hrsg. VO  - Michael Bommes/Jochen Oltmer (Studien ZUT Historischen Migra-
tionsforschung 19 Göttingen 2004, 27—48; JOCHEN OLTMER  ICHAELs
Migration un! Integration Kuropa se1it der Frühen euzelıt. Kıne Bibliographie Hıs-
torischen Migrationsforschung, Institut für Migrationsforschung und Interkulturelle Studien
(IMIS) Osnabrück 2005 http:/ /www.imis.uni-osnabrueck.de/BibliographieMigration.pdf
Zugriff ZZ OO

Vgl exemplarisch SYLVIA HAHN, Migration Arbeit Geschlecht. Arbeitsmigration
1n Mitteleuropa VO bis ZU) Beginn des Jahrhunderts (Transkulturelle Perspektiven
5): Göttingen 2008, 1 9 METASCH, Exulanten in Dresden. KEınwanderung un! In-
tegration VO'  ; Glaubensflüchtlingen 1m un Jahrhundert (Schriften Sachsischen
Geschichte unı Volkskunde 534), Leipzig 2010, 1 9 REGULA ARGAST, Staatsbürgerschaft
und Natıon. Ausschließung unı Integration der Schweiz (Kritische Studien ZuUr

Geschichtswissenschaft 174), Göttingen 2007, 1 9 BADE, Vorwaort. In ers.
(He.), Enzyklopädie Migration in Kuropa. Vom Jahrhundert bis ZUuUr Gegenwart, Paderborn

200 7,
ARTIN SCHMIDT: Kleinräumige Migration der Tuchregion Aachen Beginn des

Jahrhunderts. Aspekte der Forschung. In: Kıne Gesellschaft VO  - Migranten. Kleinräumige
Wanderung un Integration VO'  5 Textilarbeitern im belgisch-niederländisch-deutschen (Grenz-
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demgegenüber bisher eher nachrang1g untersucht, wenngleich gerade diese
Migrationsform in ogroßem Maße ZuUuUr hohen Mobilitätsrate des 19 Jahrhun-
derts beitrug.”

Im Folgenden sollen Migrations- un: Integrationsprozesse anhand eines
regx1onalen Beispiels aus historischer Perspektive vorgestellt werden: Be1-
spiel der Finwanderung in die sachsische Oberlausitz und insbesondere ach
Bautzen!* 7zwischen der Teillung Sachsens ach dem Wıener Kongress 1815
un! der deutschen Reichsgründung a  re 1871 Im besonderen Blick-
punkt steht dabe!i die verme1ntlich ‚endgültigste‘ Migrationsform: die dauer-
hafte Niederlassung in einem (Ort jense1l1ts der rTenNZen des Herkunftslandes,
WAS 1im Regelfall den Erwerb der sächsischen Staatsangehörigkeit notwendig
machte. Das Untersuchungsgebiet der Oberlausitz WAT un 1st Grenzgebiet.

LAaUmM Beginn des Jahrhunderts, hrsg. VO: Landschaftsverband einland Rheinische
Archivberatung und dem Fortbildungszentrum Brauweller (Hıstoire 5) Bieletfeld 2008, 1 /—25,
hler
11 / xwar wird allgemein anerkannt, 4SS reg10nale Mobilität bZw. kleinräumige Migrations-

einen CLIOTIHEN Anteil der (Gesamtmobilitätsrate 19. Jahrhundert hatten, ogröße-
Arbeiten sind dazu jedoch bislang kaum erschienen. Vgl die Hınweise in der Überblickslite-

ral BADE, KEuropa Bewegung. Migration VO' spaten Jahrhundert bis ZUrT

Gegenwart, München 2002, Z3i Ultmer, Migration 1m und Jahrhundert (wıe Anm. 3
der OCHRISTIAN PFISTER, Bevölkerungsgeschichte un! historische Demographie 1500—

1800 (Enzyklopädie Deutscher Geschichte 28), München 1994, 45 Grundlegend JT Er-
forschung kleinräumiger Wanderungsbewegungen sind ANNELOR BERPENNING /
NNEMARIE STEJIDL: Einführung: Kleinräumige Wanderungen historischer Perspek-
tive. In Dies. (Hg.), Kleinräumige Wanderungen historischer Perspektive (IMIS-Beiträge
18), Osnabrück 2001, T SOWIle der ZU) Klassiker avanclerte Aufsatz VO  - DIETER LAN-
GEWIESCHE Wanderungsbewegungen in der Hochindustrialisierungsperiode. Reg1i0onale,
interstädtische un! innerstädtische Mobilıität in Deutschland In: Vierteljahres-
schrift für So711al- und Wirtschaftsgeschichte YT7) 1—4| Als Beispiele der Untersuchung
kleinräumiger Migration sSC1 auf folgende Bände verwiesen: JUÜRGEN BROCKSTEDT Hg.)
Regionale Mobilität in Schleswig-Holstein (Studien ZUr Wırtschafts- und ‚O71-
algeschichte Schleswig-Holsteins 1 Neumünster 1979 un Landschaftsverband einland

Rheinische Archivberatung/ Fortbildungszentrum Brauwelnler (Heg.), Kıne Gesellschaft VO  -

Migranten. Kleinräumige Wanderung und Integration VO  - Textilarbeitern 1im belgisch-nieder-
ländisch-deutschen (Grenzraum Beginn des Jahrhunderts, Bieletfeld 2008

Im Folgenden wıird die heutige Namensform VO  - Bautzen verwendet. Bıis 185658 trug die
Stadt ber den offiziellen Namen Budissın. Vgl. die Ministerialverordnung ZuUr Umbenennung
der Stadt VO 5. Juni 1868 1n Gesetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Sachsen 1868
Erste Abtheilung, Dresden 18068, 211 Grundlegend ZUT eschichte der Stadt Bautzen: Von
Budissin nach Bautzen. Beiträge ZuUrTr Geschichte der Stadt Bautzen, hrsg. VO Stadtarchiv
Bautzen, Bautzen 2002
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Wo heute die renzen der Bundesrepublik Deutschland, der Ischechischen
Republik und der Republik Polen aufeinander treffen.  9 auch 1mM
19 Jahrhundert Tre1l ZuU Deutschen Bun: gehörende Staaten aneinander:
das Königreich Sachsen. das ZUT Österreichischen Habsburgermonarchie g-
hörende Königreich Böhmen un die reulische Provıinz Schlesten. [a sich
gewachsene („eschäftskontakte, amıliäre Verwandtschaftsbeziehungen der
Arbeitsmöglichkeiten 2aum durch territoriale Strukturen ab- und begrenzen
lassen, regelmälßige Grenzübertritte eiINe alltägliche Erscheinung. [Dies
Mag auch der rund se1ln, 4SSs kleinräumige Einwanderungsbewegungen in
die Oberlausitz vorherrschend DSCWESCH S1nd.

IDZ) sich 19 Jahrhundert, ausgehend VO  . der Französischen Revoluti-
und dem Übergang VO Territoralverbandsstaat ZU) Personenverbands-

staat””, das Konzept VO  = Staatsangehörigkeit EersSt ach und ach ausbildete
un die vielfältigen und ZEersStireut vorliegenden Abhängigkeitsverhältnisse der
Untertanen ablöste, SO die Praxıis des Erwerbs der sachsischen Staatsange-
hörigkeit 1m Mittelpunkt der Betrachtung stehen.!* IBDIG vielen nebeneinan-
der bestehenden und miteinander konkurrierenden Zugehörigkeiten wurden
innerhalb eines politischen Herrschaftsverbandes vereinheitlicht und —

terlagen 1im Verlauf des 19 Jahrhunderts umfangreichen Nationalisierungs-
pIOZCSSCI'I. In Deutschland entstand die Staatsangehörigkeit Beginn des
19 Jahrhunderts als föderal Organisiertes Instrument 1im Rahmen der err1to-
ralen und staatlichen Neuordnung 7zume!lst regionaler politischer Kıinheiten,
die siıch bis Z Reichsgründung 1871 gegenseltig als Ausland betrachte-
ten

Vgl DIETER OSEWINKEL, {IIie Staatsangehörigkeit als Institution des National-
STAaAts. Zur Entwicklung des Reichs- un Staatsangehörigkeitsgesetzes VO  - 1913 In: olt
Grawert/Bernhard Schlink/Rainer Wahl/Joachim Wıeland Heo.) ()ftfene Staatlichkeit, Berlin
1995 359—378, hier: 259

Als allgemeiner ZUT Entwicklung der Staatsangehörigkeit in Deutschland: DIETER
9Einbürgern und Ausschließen. DIie Nationalisierung der Staatsangehörigkeit
VO) Deutschen und bis ZUrTr Bundesrepublik Deutschland (Kritische Studien 7ABR Geschichts-
wissenschaft 150), Aufl., Göttingen 20023

ITREVASIOE, Einbürgerungspraxis (wie Anm „Ein Bayer wurde in Baden un
den selben Bedingungen eingebürgert WwI1e ein Russe der Franzose.“ Dieser WIEC Gosewinkel
schreibt partikulare Ursprung des deutschen Staatsangehörigkeitskonzepts, dass, anders als
das zentralistisch organıisierte französische Staatsbürgerrecht, die Zugehörigkeit ZUTr Natıon
über die Zugehörigkeit einem Mitgliedsstaat vermittelte, wr Anlass umfangreicher Aus-
einandersetzungen in der Wiissenschaft. Vgl Gosewinkel, Einbürgern und Ausschließen (wıe
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Im Folgenden sollen die normativen Grundlagen un! die Aufnahmepra-
X1S der sachsischen Oberlausitz dargestellt werden. Im PErsStTenNn Abschnitt
werden die rechtlichen Hıntergründe, VOT denen die Finwanderung ach
achsen un die Oberlausitz stattgefunden hat, dargestellt. achsen wWwWAar

dank se1ines breit gefächerten gewerblichen ngebots un auf Grund seiner
Branchenvielfalt se1it dem Mittelalter ein Einwanderungsland.° Deshalb 1st
6S wichtig darzustellen, inwiewelt die sachsische die Einwanderung
ach achsen begünstigte der eingeschränkte, welche Leitlinien den (rsesetz-
gebungsprozessen im betrachteten Zeitraum zugrunde lagen un! WwI1Ee sıch
diese in konkreten esetzen niederschlugen.

Der Zzwelte Te1il widmet sich der dauerhaften Niederlassung VO  $ auslän-
dischen Staatsangehörigen in der sachsischen Oberlausitz un! speziell in
Bautzen. Diese ussten Regelfall ihre bisherige Staatsangehöfrtigkeit auf-
geben und 1in den „sächsischen Staatsverband“‘! eintreten. Notwendig WAar

dieser Schritt, WEC1111 die Kinwanderer achsen Grundbesitz erwerben der
sich mMit einem selbstständig betriebenen Gewerbe niederlassen wollten.!® Für
die etrachtung dieses Bereichs werden mehrere Perspektiven eingenom-
1G Erstens die Sichtweise der Aufnahmeprozess beteiligten lokalen
un! übergeordneten Behörden, 7zweltens die Perspektive der Einwanderer,
mit ihren Strategien und Argumentationsmustern, un! schließlich drittens
diejenige der aufnehmenden (Gemeinde bzw. vielmehr deren Bewohner. Im
Grunde geht CS darum nachzuzeichnen, welche Kriterien be1 der Aufnahme
VO  w} ausländischen Staatsangehörigen in achsen ausschlaggebend SCWESCH
sind, welchen Stellen un! welchen Umständen Abweichungen ZwWwW1-
schen geschriebenem CC und Rechtsprax1is feststellbar sind un! wodurch

Anm. 14), 1126 SOWIle als Überblick uüuber die Kontroverse: Argast, Staatsbürgerschaft und
Natıon (wıe Anm. 9), 25-44

Vgl GOSEWINKEIL, Einbürgern unı Ausschließen (wıe Anm 14), und VOLKMAR

Bevölkerung und so7z1ale Mobilıität. Sachsen SSU, Berlıin 1993, 166

So ein in der Praxis häufig verwendeter Terminus, vgl exemplarısch: StFilA Bautzen,
Bautzen (im Folgenden: Bautzen), Nr. 515 Acta, die Niederlassung und Ver-

heirathung VO))  = Ausländern hiesigen Landen betr. 1 849—1850), fol.

Vgl. die hierzu getroffenen Festlegungen 1im ‚„‚Mandat, die Niederlassung VO  - Ausländern
im Königreiche Sachsen, welche daselbst ein Gewerbe der Handwerk treiben wollen, un!
die NC  - den Obrigkeiten unı Gemeinden be1 deren Aufnahme Obacht nehmenden
Erfordernisse betreffend“‘ VO: Maı 1831 In: Gesetzsammlung für das Königreich Sach-
sSCmMN 1831 Dresden 1831, SOWwIle die Regelungen hierzu der „Allgemeinen Städte-
Ordnung für das Königreich Sachsen‘“‘. In: Sammlung der esetze und Verordnungen für das
Königreich Sachsen VO) Jahre 1832, Dresden 1832, ME



27) EALZ

onfmıkte entstanden, die VO  e dem Zuzug VO  a „ttemden Menschen e1-
1CN Ort ausgelöst wurden.

Normative Rahmenbedingungen
der Einwanderung ach achsen 3-9:

Da dem Deutschen Bund die Idee eines Staatenbundes und nıcht eines Bun-
desstaates zugrundelag, gab W 1m 19 Jahrhundert eine einheitliche eut-
sche Staatsangehörigkeit.‘” Jeder Mitgliedsstaat des Deutschen Bundes stellte
deshalb eigene Regelungen diesem IThema auf auch das Königreich
achsen.

Da die recEingliederung des Markgraftums Oberlausitz in das KO-
nigreich achsen Eerst Miıtte der 1830er Jahre weitgehend abgeschlossen WAafFr,
galten eginn des betrachteten Zeitraumes och spezifische, VO  - Kur-
sachsen abweichende, Regelungen für dieses Gebiet. SO wurde 1n der sach-
sischen Oberlausitz bis 1851 ein SOgYENANNLTES Oberamtspatent Aaus dem Jahr
1732 angewendet, das den Zuzug VO  w „leibeigenen Erbunterthanen“‘‘%9 A

Böhmen Schlesien und ahren regelte.“ Dieses Patent sollte sicherstellen,

Unter „Staatsangehörigkeit““ soll in den folgenden Ausführungen verstanden werden:
4E Staatsangehörigkeit ist 1Ine Institution des modernen Staates und Staatsrechts. S1ie kenn-
zeichnet eindeutig unı abschließend das personale Substrat des Staates, se1in Staatsvolk ] S1e
scheidet vöolkerrechtlich Staaten hinsichtlich ihres personalen Herrschafts- und Schutzbereichs
unı vermittelt staatsrechtlich ein Verhältnis der Unmittelbarkeit 7zwischen dem Staat un! den
Angehörigen der „staatlıchen Gemeinschaft.“ OSEWINKEL, UDie Staatsangehörigkeit als
Institution (wıe Anm 19 259 Kıne deutschlandweit einheitliche Staatsangehörigkeit wurde
ErTST 1934 im Zuge der nationalsoz1alistischen Gleichschaltung der Länder eingeführt. Vgl
OSEWINKEL, Einbürgern unı Ausschließen (wıe Anm 14), 21 unı

|DITS Leibeigenschaft in Böhmen.  ‚ Mähren unı Schlesien wurde durch ein Patent des Oster-
reichischen alsers Joseph IL November 1781 aufgehoben. Vgl DIPPER,:
Bauern, Bauernbefreiung. In: Helmut Reinalter He.) Lexikon ZUIN Aufgeklärten Absolu-
t1smus in Kuropa, Wien/ K6öln/Weimar 2005 142—14606, hier 146; GCIBULKA, KEıne
Herrschaft Mähren. In: 'altraud Heindl/Edith Saurer (Ho&); Grenze un Staat. Palswesen,
Staatsbürgerschaft, Heimatrecht und Fremdengesetzgebung in der Osterreichischen Monar-
chie 56 7, Wien/K6ln/ Weimar 2000, TD
2 Ober-Amts-Patent, eine Herrschaft und Obrigkeit, AUS Böhmen  .9 Schlesien, Mähren
und der COrthen: ankommende leibeigene Erb-Unterthanen, hne Vorbewußt des Ober-Amts
annehmen, uch fremde Unterthanen befindlıch, solche Ihro KOönigl. Majestät schwören
lassen sollen, den Dec. 17372 In Collection derer den Statum des Marggrafthums Ober-
Lausıitz, Justiz- Policey- Lehns- ('ammer- AccIs- Post- Bier- Steuer- Salz- Zaoll- Stempel- Im-
POSL- Müntz- Bergwercks- Commercien- Jagd- Fisch- Forst- Holtz- Miılıtair- Geistlichen- un
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24SS die Oberbehörde VO  . Eiınwanderungen in das Markgraftum in enntnis
DESELIZL wird IDIIE Ortsobrigkeiten wurden be1 einer Strafandrohung VO  -

100 Dukaten verpflichtet, jeden Einwanderer das Oberamt in Bautzen
melden, siıch die Erlaubnis FE} Niederlassung VO (O)beramt bestätigen

lassen und den Zugewanderten einen Eıd abzunehmen.
Der nächste wesentliche Einschnitt steht 1im Zusammenhang mi1t der

sachsischen Teillung in olge des Wıiener Kongresses VO  $ 1815 Wie VO

Karlheinz MS betont, erfolgte die Grenzziehung mehr oder weniger
willkürlich, hne Rücksicht auf kulturelle, politische un: konfesstionelle
Bindungen.“ Ehedem sächsische Staatsangehörige wurden ber Nacht

sogenanntcn „Neu-Preußen‘‘. In umfangreichen Vertragsverhandlungen
zwischen Preußen un! Sachsen, die einer SsSogenannten „Hauptkonventi-
On  c mündeten, wurde im Nachgang auch rage ZUrFr egelung für die ück-
wanderung der ehemals sachsischen Bevölkerung geklärt.“ Diese konnte
sich hne obrigkeitliche enehmigung relatıv eintach in dem be1 Sach-
SC1{1 verbliebenen e1l niederlassen. Diesem Umstand verdankt Al heute
die Überlieferung VO nachgerade „kleinsträumiger Migration””, wI1e S1e bei-
spielsweise die Einwanderung des Maurergesellen Johann Traugott Jurisch
Adus Wıednitz in Preußen ach Großgrabe Sachsen darstellt. { die beiden
(JIrte liegen gerade einmal vier Kılometer voneinander entfernt un! sind 11UT

durch ein Waldstück getrennt.“”

andern die Landesverfassung betreffenden Sachen, bestehende in Kayserlichen, Köntiglichen
und Churfürstlichen Concessionen, Privilegien, Befreyungen, Decisionen, Declarationen,
Mandaten, Rescripten, Verordnungen, Confirmationen un! Oberamts-Patenten; ingleichen
in denen zwischen denen ochlöblichen Herren Ständen errichteten Pactis, Vertragen, and-
tags-Schlüßen, uch Landes- Policey- Gerichts- Cantzley- Hof-Gerichts- Lehns- Untertha-
L1CN- Waysen-Amts- Gesinde- un andern Ordnungen, theıls aus denen Originalien, theıils
4aus andern beglaubten Urkunden und Nachrichtungen us arnmengetragen unı in Ordnung
gebracht. Tomus Budißin 1770, 673
CR Vgl ,Bewahrte Eıinheit. Dıie Oberlausıitz den 130 Jahren
CIZWUNgENEK Tellung In: Beiträge ZUT Geschichte der ()berlausıitz. (GGesammelte
Aufsätze, hrsg. VO:  $ Karlheinz Blaschke, Aufl., Zattau 2003, 1611 90, hier 165
2 Vgl Haupt-Konvention Vollziehung des, zwischen Ihro Königl. Majestäten VO

Preußen un! VO  - Sachsen Wıen Maı 1815 abgeschlossenen Friedens-Traktats und
naäherer Bestimmung der, durch diesen Traktat veranlaliten Auseinandersetzungen un!

Ausgleichungen VO August 1819 In: Anhang ZUT Gesetzsammlung die Königlich
Preußischen Staaten 1819 Berlın 1819, 1—38

Vgl. ZUrTr Einwanderung Jurischs nach Sachsen: StFilA Bautzen, Bautzen, Nr.
6396 Acten, die Niederlassung un! Verheirathung VO':  - Ausländern hiesigen Landen betr.



27 I DSEZ

[ )as (rESELZ, das die Niederlassung VO  D ausländischen dtaatsange-
hörigen 1n achsen 7Zzumindest in en regelte, WArTr ein Mandat VO 13 Maı
1831 .° I] dieses (sesetz entstand VOT dem Hintergrund des oroben Bevölke-
rungswachstums, der vermehrten FKinwanderung un der wirtschaftlichen
Depression der 1820er Jahre. Ks sollte den sächsischen Staat vorrang1g VOT

verarmten Famıilien schützen, deren Versorgung un Unterstützung Ainanzı-
elle Belastungen für die emeinden un den Staat m1t sich brachten. Um dies
umzusetzen, wurden für diese Zeit 1n Deutschland übliche Vorschriften
ZU Nachweilis der „‚Unbescholtenheit“, der „Erwerbfähigkeit““ sSOwle des
Besitzes ZEINES ausreichenden Vermögens‘ eingeführt26

Im Gegensatz diesen recht etaillierten Regelungen HAindet sich 1in der
sachsischen Verfassung VO September 1831 11UTr der Verwe1ls auf eın
spater erlassendes (sesetz. Im Paragraph 25 he1ßt CS A wörtlich: 99;  Die
Bestimmungen ber das Heimathsrecht und Staatsbürgerrecht bleiben e1-

GG2F11C esondern esetze vorbehalten.
Im Jahr 18554 wurde daraufhin das sachsische „Heimaths-Gesetz‘““ CI-

Jlassen, welches bestimmte, 4SS jeder Einwohner des Königreichs einem
SogenanNtLEN „Heimatsbezir C6 7zuzuordnen sSe1  25 Fuür ausländische Staatsan-

(1 85721 OD fol. 1911 95 Ahnlich gehandhabt wurden solche Fälle. die sich AUSs SOgENANNTLEN
„Grenzregulierungen“ mit Böhmen ergaben. Hier wurde VOL allem den 1 840er Jahren
die sachsisch-böhmische Landesgrenze begradigt, W4S ZUT Folge haben konnte, A4SS ehemals
sachsische Staatsangehörige „über Nacht“‘ Böhmen wurden. Vgl hlerzu EL BOHMER,
Wiıe meln Ururgroßvater 15849 über Nacht VO Sachsen ZU) Osterreicher wurde Eın Ku-
r1osum Oberlausitzer Geschichte. In: Bıbliotheksjournal der Christian-Weise-Bibliothek Sa
Lau (1999); 46—50
25 Vgl Mandat. die Niederlassung VO  . Ausländern im Königreiche Sachsen, welche daselbst
ein Gewerbe der Handwerk treiben wollen, un die VO  — den Obrigkeiten und (Gemeinden
be1 deren Aufnahme Obacht nehmenden Erfordernisse betreffend. In: Gesetzsammlung
für das Königreich Sachsen 1651
76 Mandat, die Niederlassung VO  = Ausländern 5 betreffend (wıe Anm. 259 Vgl

Einbürgern und Ausschließen (wıe Anm. 14), 623
D Vgl die sachsische Verfassung VO September 1831 In: Gesetzsammlung für das
Königreich Sachsen 18631 241—275, hier 248
28 WDas Heimatsgesetz ist ine Kompromisslösung, die AuUuSs einem Streit der beiden Kam-
InNeTrMN des Landtages über die Frage, ob e1mats- un! Staatsangehörigkeitsrecht uch 95  CS-
..  sen also durch bloße zehnjährige Anwesenheit einem Ort erworben werden könne, her-
VOT:  Cn WATrL. Der ursprünglich vorgelegte (Gesetzentwurf ber Staatsangehörigkeits- un!
Staatsbürgerrecht, uch Wohnsıitz- un Heimathsrecht wurde 1m Laufte der Verhandlungen
geteit (offiziell Aaus (Gründen der „Abkürzung des Landtags‘“) un schlielßslich 1Ur die
Regelungen ZU) Heimatsgesetz 1in Kraft. Vgl Landtags-Acten 833/34: Abteilung, 2,
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gehörige, die sich 11UT Zzeitweise in achsen aufhielten, hatte dies ZUr olge,
dass auch S1e siıch mi1t einem (ausländischen) Heimatschein bZzw. einem A4SS
aAusSsStTAatten mussten, der Falle ihrer Verarmung die ersorgung durch ihren
Herkunftsort garantierte.“”

Kın Gesetz, das die sachsische Staatsangehörigkeit definierte un:! SsSOmMIt
auch die Regelungen des Erwerbs un des Verlusts derselben bestimmte,
wurde ErFST 18572 erlassen, Zzwe!l Jahrzehnte ach Inkrafttreten der Ver-
fassung und zehn Jahre nachdem Preußen ein wegwelsendes Staatsan-
gehörigkeitsgesetz veröfftentlicht worden WAar.  S0 achsen elt sich dabei
das in Norddeutschland übliche „Abstammungsprinz1p““, n 2ASS 11a die
sachsische Staatsangehörigkeit IT durch Geburt, Heırat oder eine ftormell
geregelte Aufnahmeprozedur erlangen konnte.“

|DIIG letzte Zäsur im betrachteten Zeitraum fällt in die Jahre des Otrd-
deutschen Bundes un die eit der Reichseinigung, der CS innerhalb der
deutschen Staaten Angleichungstendenzen 1m Hınblick auf die Staatsan-
gehörigkeitsregelungen gegeben hat Nachdem Jahr 1867 zunächst eın
„Freizügigkeitsgesetz““ für die Mitgliedsstaaten des Norddeutschen Bundes
erlassen worden War trat Januar 1 das Bundes-Gesetz ber die

426—500 (hier iindet siıch der ursprüngliche Gesetzentwurf) SOWwIle Landtags-Acten 833/34,
Abteilung, 3 586 tändische Schrift, dielAbkürzung der DDauer der gegenwärtigen
Landtags-Verhandlungen in Antrag gebrachten Maasregeln betr. VO 41 Maı 1834
20 Vgl. Heimaths-Gesetz VO November 1834 In Sammlung der esetze und Verord-
HNUNSCN für das Königreich Sachsen VO Jahre 1834, 449456 SOWI1E die zugehörige Ausfüh-
rungsverordnung. In: Ebd  9

Vgl (Gesetz ber Erwerbung un! Verlust des Unterthanenrechts im Königreiche Sach-
SC VO: 1852 In: (esetz- un! Verordnungsblatt für das Königreich Sachsen VO

Jahre 1852, 24()—24 7 SOWI1eEe die zugehörige Ausführungsverordnung. In: Ebd., 247—)58 Vgl.
darüber hinaus (Gesetz ber die Erwerbung und den Verlust der Eigenschaft als Preulßischer
Unterthan, wI1ie über den EKintritt fremde Staatsdienste VO 31 Dezember 1847 In Preu-
Bßische Gesetzsammlung 18453, Zaur überragenden Bedeutung des preußischen (Jesetzes
vgl. OSEWINKEL, Einbürgern und Ausschließen (wıe Anm. 14), OD
31 Dieses Prinzıp des „„1US Sangu1n1s"” stand Gegensatz dem VOT allem Frankreich
angewandten „1us soli“‘, welches nicht die Abstammung, sondern den (Ort der Gehburt in den
Mittelpunkt ZUrTr Begründung iner Zugehörigkeitsbeziehung stellte. Vgl hierzu die breite LIs-
kussion in der Forschung, zusammengefasst be1 REGULA ARGAST, Staatsbürgerschaft
und Nation. Ausschließung und Integration in der Schweliz 032 (Kritische Studien ZUT

Geschichtswissenschaft 174), Göttingen 2007, 2344\

Vgl Gesetz über die Freizügigkeit VO November 1867 In: Bundes-Gesetzblatt des
Norddeutschen Bundes 1506/, 5558
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Erwerbung un! den Verlust der Bundes- un Staatsangehörigkeit in Kraft.
[Diese beiden (sesetze markieren insofern einen bedeutenden KEinschnitt, da
hiler erstmals 7wischen den Angehörigen anderer deutscher Bundesstaaten
un! nichtdeutschen Einwanderern unterschieden wurde.“* „Angehörige Aaus

anderen Bundesstaaten galten nıcht mehr als Ausländer und hatten ach
erfolgter Niederlassung einigen Bedingungen einen Rechtsanspruch
auf die Aufnahme 1in den jeweiligen Bundesstaat, OFft alle Rechte als

635Staatsbürger in Anspruch nehmen können.
Fur achsen sind SOmMIt bezüglich Finwanderungs- un! Staatsangehörig-

keitsbestimmungen im Jahrhundert Ungleichzeitigkeiten konstatlieren.
Diskrepanzen zwischen den Anforderungen den Staat durch zahlenmä-
igbedeutende Zuwanderung — un! der jeweils mangelhaften der fehlenden
gesetzlichen Regelsetzung sind beispielsweise in den 1820er und den 1 840er
Jahren festzustellen.”®

Gesetzliche Neuregelungen wurden 7zume!lst 11UT durch massıven Druck
orenznaher Städte un Gemeinden angestoßen.”' Wenn Zuwanderer be-

AA Vgl (seset7 ber die Erwerbung und den Verlust der Bundes- un Staatsangehörigkeit
VO: Juni 1870 In: Bundes-Gesetzblatt des Norddeutschen Bundes 187/0, 255—306() SOWIle
die sachsische Ausführungsverordnung hierzu, Gesetz- und Verordnungsblatt für das KO-
nigreich Sachsen 1870, Dresden 1870,

DDies spiegelt sich Verwaltungsablauf ZUT Erlangung der Staatsangehörigkeit
wider: In der sächsischen Ausführungsverordnung diesem (seset7z bt erstmals eine
Unterscheidung zwischen ‚„„Aufnahme‘“ (gultig für Personen AUuSs Staaten des Deutschen Bun-
des) unı „Naturalisation“‘ (gültig für Personen mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit), vgl
(resetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Sachsen 187/0, Dresden 1870, 41AA
25 R VISM6OL: FEınbürgerungspraxI1s (wıe Anm 7),
20 Siegfried Weichlein verwelst darauf, A4SS das die sachsische Regierung VOTLT allem der
wirtschaftlichen Modernisierung Autfmerksamkeit schenkte. [DIie Integration der nach der
sachsischen Tellung 181 ohnehin homogener gewordenen Bevölkerung wurde dagegen VCI-

nachlässigt. Vgl. SIEGFRIED WEICHLEIN, Natıon unı Region. Integrationsprozesse 1m
Bismarckreich (Beiträge ZU!T eschichte des Parlamentarismus un der politischen Parteien
K37); Düsseldort 2004,

Vgl Landtags-Acten/Königreich Sachsen 1830, B Dresden 1850, 1199 „JIn-
terceßionalien“‘ VO 1830 LU . ogroße[lr| Beschwerde gereicht nach dem Anftühren
der obererzgebirgischen Grenzstädte, wIe der Städte Freiberg un Plauen 5 besonders
den stadtischen Communen, die in Sachsen im Verhältnisse den andern deutschen Bun-
desstaaten sehr erleichterte Niederlassung VO:  - Ausländern, welche namentlich se1it der
Gleichstellung der Reliıg1ionsverwandten andrer Contessionen vorzüglich in den das IC
nıgreich Böhmen angrenzenden Provinzen außerordentlich häufig findet. un Folge
hat, dergleichen Ausländer be1 der baldigen Erschöpfung ihrer Miıttel un bei dem Mangel



LEINRAUMIG IGRATION UN UFNAHMEPRAXIS 2725

trachteten Zeitraum 1in die saächsische Oberlausitz kamen, unterlagen S1e
mMI1t dem 1mM Einwanderungs-Mandat VO 135 Maı 1851 und spater in dem
Staatsangehörigkeitsgesetz VO 1852 geregelten Aufnahmeprocedere,

sachsischer Untertan werden.“®
Wı1e liet L1U:  - aber der konkrete Prozess er Aufnahme die sachs1-

sche Staatsangehörigkeit 1n der Praxis ab?> Am eginn jedes Aufnahme-
verfahrens stand der Wunsch des Einwanderers, sich dauerhaft in einem
(Ort niıederzulassen. Zumelist M1t Hıltfe eines Rechtsanwaltes ftormulierte A

eın entsprechendes Gesuch die lokale Gerichtsbehörde der sprach
Ort persönlic VOr. HKr hatte seinen Taufschein vorzuzeigen, begründen,

(31: aufgenommen werden moöchte und schließlich einen Kosbuet.,
einen Entlass-Schein bzw. eine anderweitige Entlassungsurkunde seiner bis-
her zuständigen Oberbehörde übergeben.“” Das bereits erwähnte andat
NC  =) 1831 chrieb zudem einen Vermögensnachwels SsSOwle Nachweilise ber
die Erwerbsfähigkeit und be1 Angehörigen eines Z Deutschen Bund
gehörigen Staates die Milhlitärfreiheit VOT:  41 Die lokale Gerichtsbehörde ZO2
L1U:  e w1ie 6 1n den Akten he1bt „Erkundigungen  C642 ber den Antragsteller

Gelegenheit ZU Erwerbe den ohnedieß melistens übervoölkerten Stadten, sehr bald den
Armencassen ZuUr ast fallen: weshalb die getreuen Stände ehrerbietigst darauf antragcn, daß
die Niederlassung VO'  ' Ausländern in den hiesigen Landen in Gleichstellung mit den (Gesetzen
andrer deutscher Bundesstaaten möglichst beschränkt, un ertschwert werde.“‘
28 DIie jeweiligen Aufnahmeverfahren sind festgehalten in des Mandats VO Mal
1831 (wıe Anm. 25) SOWI1eE in den bis der Ausführungsverordnung ZU)] Staatsangehö-
rigkeitsgesetzes VO 1852 (wıe 30)

Geregelt ist dieses Verfahren des bereits erwähnten Mandates VO Maı FÖSE,:
vgl Gesetzsammlung für das Königreich Sachsen 1851 1053

Eıne sSogenannte Entlassungsurkunde dokumentiert das Ausscheiden AUS dem „Unter-
tanenverband““‘ eines Staates, WAaSs Grundvoraussetzung für die Aufnahme in einem anderen
Staat SCWESCIL ist.
41 Vgl hierzu die un! des Mandates VO Maı 1831 In: Gesetzsammlung für
das Königreich Sachsen 186951: 100 1023
47 Vgl hlierzu des Mandates VO' Maı 18551, vgl Gesetzsammlung für das KO-
nigreich Sachsen FOIT: 1023 un exemplarisch den Fall des Weißbäckers lgnatz Berndt aus

Schluckenau/Böhmen, der sich 1m September 1850 Seithennersdorft niederlassen wolte.
In einem Schreiben des /Zittauer Stadtrates die Kreisdirektion Budissın he1ißt C: dass 1LL1A1l

voraussetze, dass der eithennersdorter (GGemeinderat 95  bei der Nähe VO'  - Schluckenau des-
fallsige Erkundigungen ın Bezug auf die in des Mandates VO Maı 1831 festgelegten
materiellen Kriterien| eingezogen haben wird“‘ (Hervorhebung durch den Verfasser). StFilA
Bautzen, Bautzen, Nr. 516 Acta; die Niederlassung und Verheirathung VO  - Aus-
andern in hiesigen Landen betr. (1850), fol. 159
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eın un veranlasste einen Beschluss der jeweis zuständigen (GGemeindevertre-
CT Be1 der Niederlassung VO  $ Handwerkern wurde Zzudem bis ZUTr (sewer-
befreiheit 1n achsen 1861 die jeweils zuständige Innung angehört. IDITIG AauSs

diesen Prozessen entstandene kte wurde die Oberbehörde übersandt
(in der ()berlausitz WAar dies die Oberamtsregierung, spater die Kreisdirek-
10n Bautzen), welche ach Prüfung des Falles die Letztentscheidung ber
die Aufnahme fällte.? Fiel diese Entscheidung pOosIitiv AauS, hatte der Kın-
wanderer Bürgerrechtsgebühren“ zahlen und ach 139 der sachsischen
Verfassung einen Kid abrzuletisten. War die Entscheidung negativ, hatte der
Antragsteller och die Möglichkeit TI Widerspruch ‚‚Rekurs 3: WA4sSs jedoch
selten ZU) Erfolg führte.?

Herkunft der Einwanderer

er aber kamen die Einwanderer, welchen StOo gab CS für ihre Ent-
scheidung, einen Ort verlassen un einen anderen aufzusuchen” Be1 der
Beantwortung dieser Fragen stolßt inNnan schnell auf ein Quellenproblem. DIie
diesen Ausführungen zugrundeliegenden Quellen spiegeln 1n ETSTET in1e
die Sicht der Behörden wider, die mMit den Aufnahmegesuchen konfrontiert
wurden. Selbstzeugnisse VO  = Migranten AaUus JENEr Zeit sind dagegen selten.“®
Städtische Eıinzeltfallakten ZU) Beispiel Aaus dem Bautzener Stadtarchiv SOWIleEe
die Reihenüberlieferung der Oberbehörde erlauben jedoch g_

42 Gerade dieser Punkt bot 1m Zuge der Diskussionen ber Veränderungen sachsischen
Staatsangehörigkeitsrechts immer wieder Anlass für Auseinandersetzungen. Vgl exempla-
risch die Debatten ber das Staatsangehörigkeitsgesetzes VO':  } 1852 In Mittheilungen über
die Verhandlungen des ordentlichen Landtags Königreiche Sachsen 1851 /52‚ Kammer,
Dresden 1852, KD T:

Die OÖhe der entrichtenden Bürgerrechtsgebühren wurde cht einheitlich, sondern
durch die jewelligen Lokalstatute der Städte geregelt. In /Zattau MuUSste beispielsweise ein
ausländischer Staatsangehöriger Jahr 184() 2() Taler entrichten, im 18623
7U aler. Vgl. der Allgemeinen Staädte-Ordnung für das Königreich Sachsen. In: AamMm-
lung der esetze unı Verordnungen für das Königreich Sachsen VO Jahre 1832. Dresden
1832, 21—84, hler 3 9 Local-Statut für die Stadt /Attau, /Zittau 1840, 1 e ocal-Statut für die
Stadt /ıttau, /Zattau 18065,
45 Aus den VO: Verfasser erhobenen Daten erg1bt sich, A4SS dieses Rechtsmiuttel über
den eitraum hinweg 11UTr csechr selten 1in Anspruch.wurde. |DJTS AUSs den
betreffenden Fällen errechnete Erfolgsquote hegt be1 Yo.

Vgl HAHN, Migration Arbeit Geschlecht (wıe 9 >
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LLOILNLNEIN einen recht differenzierten Einblick 1n die Kommunitkation, die
Argumentationsstrategien un Konfliktlösungsmechanismen.

Wiıe bereits erwahnt, fanden 1n der sächsischen Oberlausitz des 19 Jahr-
hunderts VOTL allem kleinräumige Migrationsprozesse DIes entspricht
auch den Analysen der Historikerinnen Hannelore Oberpenning und An-
nemarıie Ste1dl, die feststellten, 4SSs siıch die me1lsten Wanderer 1im 19 Jahr
hundert innerhalb benachbarter Gemeinden, Kreise un Regierungsbezirke
bewegten.“” Stellt InNan die geografische Lage der Oberlausitz in Rechnung,
die YTEe1 Selten VO  - ‚„„ausländischem“‘ Territorium umschlossen WAaLl, las-
SC  w sich diese Ergebnisse Binnenwanderung auch auf die vorliegenden
grenzüberschreitenden Wanderungsprozesse übertragen. IDIEG beiden orÖl-
ten Einwanderergruppen stellten folglich preußische (60,4 /0) un böhmi-
sche S15 /0) Untertanen dar. DIie restliıchen KEinwanderer A4aUuUuSs

anderen Reg1ionen Deutschlands hler insbesondere Aaus den zahlreichen
thüringischen Kleinstaaten /0) NUur Danz vereinzelt kamen S1Ce Aaus nıcht-
deutschen Gebieten.“®

Betrachtet MNan die preußischen Gebiete für sich, wanderte die Mehr-
zahl AUS den vormals sachsischen Gebieten 1in die Oberlausitz eIn, ETW eın
Viertel kam Aaus Schlesien, der Rest verteilt sich ber das Naächenmaßig
ausgedehnte Königreich. Nimmt an weitergehend anhand der erwal-
tungsgliederungen Böhmens un Preußens die Kreise un:! Berzirke in den
Blick. AaUusSs denen die Einwanderer ammten, kamen ETW rel Viertel der
böhmischen Eiınwanderer AIn den orenznahen Kreisen Leitmeritz und Un z=
lau Auf preußischer Seite ist der Anteıl der Einwanderer AUS dem Reglie-
rungsbezirk Liegnitz und insbesondere 4AUS den Kreisen GOörlıtz un Lauban
ebenso hoch Man LL1USS jedoch auch innerhalb der sachsischen Oberlausitz
ditferenzieren. Vergleicht 111a beispielsweise die Bürgerrechtsgesuche der
Städte Kamenz un /Zittau hinsichtlich der Herkunft der Antragsteller,
zeigt SICH. A4SS die reulsische Kinwanderung 1m nördlichen Teıil der sachs1-
schen Oberlausitz überwog, wohingegen die böhmische Einwanderung
sudlichen Te1il dominterte. Zudem 1st eın deutlicher Unterschied zwischen
Stadt unı Land feststellbar. WÄährend auf dem Land praktisch 11UHT: Menschen
aus einem Einzugsgebiet VO  > maximal 5() Kılometern VO Niederlassungs-

47 BERPENNING/STEIDL, Einführung (wie Anm 11),
Der Anteil würde noch geringer ausfallen, WCI1111 diejenigen Aaus dieser Gruppe ab-

zoge, die als Remigranten mit ausländischer Staatsangehörigkeit in das Gebiet ihrer Herkunft
zurückkehrten.
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OITt aus einwanderten, gab CS 1n den größeren Staädten auch einen gewlssen
Anteıl VO  z ernwanderern. In Bautzen erwarben beispielsweise 1835 der
ÖZ2jahrige Tischlergeselle Heıinrich Christian Wılhelm alther Aaus Korbach
be1 Kassel? der 1850) der 2öjahrige Schlossergeselle Christian AntonJohann
Petersen Adus Schleswig das Bürgerrecht.””

Migrationsmotive

Unabhäng1g VO Berufsstand lassen sıch Zzwe1l grundlegende Wanderungs-
motive feststellen: wirtschaftliche un famıliäre.

Am häufigsten brachten die Antragsteller wirtschaftliche (Gründe iıh-
T Schreiben die zuständige Obrigkeit IDIG Eiınwanderer hatten die
Hoffnung, durch ihre Erwerbstätigkeit ein besseres Auskommen als ihrem
Herkunftsort inden „Mangel Arbeit““ und „drückende Nahrungssor-
c  gen führte beispielsweise der Dienstknecht Franz Kiıselt aus Reichstadt 1n
Böhmen als Beweggründe Al ım Jahr 1814 seine He1imat verlassen und
in Bautzen Arbe1it suchen.°!

Be1 den Handwerkern un! Dienstboten WAar CS oft Personalmangel im
jewenuigen Tätigkeitsfeld, be1 der Gruppe der Kaufleute und Händler der
orößere Absatzmarkt 1im bevölkerungsreichen achsen. DIes ilustriert das
eispie des böhmischen S1tebmachers Davıid Hesse; der sich 18723 in Bautzen
anstedeln wollte.°* In einem überlieferten Zeugnis seiner früheren He1mat-
gemeinde Ze1idler he1lßt e ' Hesse wolle „eine bessere Gegend seinem
Gewerbe suchen, we1l dieses Gewerbe 1n hiesiger Gegend überhäuft ist‘®>
Be1i Hesse fallen dabe1 Z7wel Argumente en: Z um einen WAar der VO  3

40 Vgl Stadtarchiv Bautzen (im Folgenden: Bautzen), Neues Archiv Rep. I7
Nr. 1543 Acta, das VO  - dem Tischlergesellen Heıinrich Christian Wılhelm 'alther aus (°Oft=-
bach angebrachte Gesuch Ertheilung des hiesigen Bürger- un! Meisterrechts unı den
hiergegen VO  - der Tischlerinnung allhier erhobenen Widerspruch betreffend. @ 834/35)

Vgl StFilA Bautzen, Bautzen, Nr. 516 fol. 137147
51 Vgl StFilA Bautzen, Budissıin, Nr. 4035 Acta, die Aufnahme VO  - Ausländern

Unterthanen etr. (1 826—1 G21); fol. 70287
Die folgenden Aussagen stutzen sich auf: Bautzen, Neues Archiv Rep. Nr.

1510 Acta, den VO'  z Davıd Hesse Zeidler Böhmen nachgesuchten Ankauf mit einem
Hause YÜhier Budissin un Ertheilung des Bürgerrechts betr. (1823) Vegl. uch StFilA
Bautzen, Budissin, Nr. 4()54: Acta. die Aufnahme VO:  - Ausländern Unterthanen
betr. (1823—18206), fol.

Zeugnis der Gerichte VO:  - Zeidler in Böhmen VO' Juni 1823 In eb|  9
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ihm ausgeübte Beruf 1in seinem Herkunftsort überlaufen, die Konkurrenz
oroß un! die Verdienstmöglichkeiten entsprechend eingeschränkt. Z um
deren leferte Hesse bereits mehrere Jahre VOT seinem Aufnahmegesuch seine
Fabrikate ach Sachsen, beispielsweise auf die Leipziger Messe. Er gxab a
CT habe „den stärksten Absatz seiner Ware hierher gchabt‘ OTraus sich
se1in Wunsch ach der Niederlassung 1in seinem bevorzugten Absatzgebiet
ergebe.

Ahnlich liegt der be1 dem Aaus Schwaden be1i Tetschen stammenden
Obsthändler Joseph Cantzer, der sich Beginn des 19 Jahrhunderts
eine Aufnahme das Bürgerrecht der Stadt Bautzen bemühte.” Se1it 179972
belieferte ('antzer Bautzener Händler mi1t grunem, trockenem un! gebacke-
HC böhmischen Obst, welches CTr PCI Schiff ach Schandau un VOonNn da Aaus

mit dem agen transportierte un! anscheinend preiswerter als die ansassıgen
Lieferanten anbieten konnte. Als CS Anfeindungen ıh: VO  — Seiten
der Bautzener Händlerschaft kam, stellte GT den Antrag auf Aufnahme 1ins
Bürgerrecht der Stadt, w1e Wiß schrieb ‚„„mich 1n Zukunft für dersel-
ben Anfeindungen verwahren un me1line Vorräte 1n uhe verkaufen
können  “56' IJa GT jedoch och keinen Grundbesitz 1n Bautzen erworben
hatte. wurde T: zunächst abgelehnt, einem zweiten Gesuch AUus dem Jahr 181
aber schließlich stattgegeben.

Des Welılteren gab CS amılläre Gründe, die ZUF Wanderung Anstoß gaben.
So wıird beispielsweise die Pflege der KEltern bzw. Schwiegereltern angeführt

oder die Tatsache, A4SS eine Erbschaft angetreten werden sollte uch die
Verehelichung einem anderen (Irt konnte ausschlaggebend sein.>°'

In die Kategorie amıilärer Wanderungsmotive fallt 7zume!lst auch die Wan-
derungsintention der Rückkehr den He1imatsort bzw einen (Irt früheren

Protokall einer Vernehmung VO  H Hesse durch den Bautzener Stadtrat VO Maı 1822
In eb fol

Die folgenden Aussagen stutzen sich auf: Bautzen, Neues Archiv Rep. I)
Nr. 1516 Acta, das VO'  - Joseph Cantzern, einen böhmischen Unterthan, aus Schwaden
der Herrschaft Ploschkowitz gebürtig, gesuchte Bürgerrecht etr. 807—-181 1)

Gesuch VO  - antzer den Bautzener Stadtrat VO: Dezember 1807 In: eb  9 fol.
1—3 hier: fol.

Vgl hlierzu beispielhaft das Gesuch des Schneidergesellen Johann Gottf£fried Hoferichters
Aaus Looswitz be1 Bunzlau/Schlesien AUS dem Jahr 1522, dem anführt, dass sich in
Lichtenberg niıederlassen wolle, das Haus seines Schwiegervaters erwerben und sich
dessen Pflege anzunehmen, StFilA Bautzen, Budissin, Nr. 40533, fol. 186
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Autenthalts. Hıerzu Zaäahlen beispielsweise zurückkehrende Auswanderer”®,
aber auch verwıitwete Frauen, die durch ihre Heırat mi1t einem ausländischen
Staatsangehörigen dessen Staatsangehörigkeit ANSCHOMIMCN hatten und

ach dem Tod des Ehemanns ihren Geburtsort zurückkehren
wollten. Kın eispie. hierfür ist die angestrebte Rückkehr der Wıtwe op.  €
Charlotte Apel ach Bautzen.”? In einem Gesuch das sachsische Innen-
miniısterium AUS dem Jahr 1836 berichtete sie, 24SS S1€e in Kamenz geboren
wurde und während ihrer Kindheit mi1t ihrem Vater ach Bautzen SCZODCM
1st.  . da dieser den dortigen Ratsweinkeller gepachtet atte Später ehelichte
S1€e den Bautzener Färbermeister arl Christian Apelt und lebte mit ihm bis
1805 in Bautzen, ehe ß das Rittergut Kodersdorf etrwarb. DIe sachsische
Teilung 181 machte beide preußischen Staatsangehörigen. Als ach dem
'Iod des Ehegatten 1825 die Überschuldung des Rıittergutes A1L1LS licht kam
WAar die Zwangsversteigerung des Anwesens unausweichlich. Nachdem der
eCu«c Besitzer das Gut 1829 bezogen hatte, MUSSTE Sophie Charlotte Apel
Kodersdorf verlassen. S1ie elt sich daraufhin zunäachst urze Ze1it be1 ihrer
verheirateten Tochter 1n Merseburg auf, ehe S1e 1833 ach Bautzen zurück-
ehrte Se1it dieser Zeit lebte S1e mM1t einer SOgeNaNNTLEN „Logis-Karte““, da
S1e nıcht mehr sachsische Staatsangehörige SFCWECSCH WAFrF. S1e wünschte 1U  $

die Wiederaufnahme Bautzen, da SI wI1le S1e angab, “cdurch eigenen Fleiß
MIr die tte me1lner Subsistenz <c61  erschwingen Stande se1 un ‚durch
wirkliche Handarbeiten‘“‘‘ sich ernähren könne. Zudem habe S1e Bautzen

Vgl hierfür exemplarisch die Rückkehr des in Kreckwitz be1 Bautzen geborenen Müllers
Peter /ieschang, der 1855 nach Australien auswanderte, 1868 ber nach Sachsen 7urück-
kehrte und März 1870 den Antrag auf Niederlassung Mittelcunewalde stellte,
ein Mühlengrundstück erworben hatte. Vgl StFilA Bautzen, Bautzen, Nr. 526
Acta, die Niederlassung un Verheirathung VO:  w Ausländern in hiesigen Landen betreffend.

/—1870), fol. 167
Die folgenden Aussagen stutzen sich auf: Säachsischen Staatsarchiv Hauptstaatsarchiv

Dresden (im Folgenden: HS  > Dresden), Ministerium des Innern (im Folgenden:
MÄdI), Nr. 89 /a Acta, die VO'  = ausländischen Unterthanen nachgesuchte Gestattung

des Aufenthalts hiesigen Landen betr. (1 8251 0954), fol. 08b—k.
Sophie Charlotte Apel wohnte demnach als Mieterin in inem Haus, dessen Besitzer

verpflichtet SCWESCHL ist, „fremde‘‘ Personen der Stadtverwaltung anzuzeigen, die daraufhin
Zzeitlich befristete „Logis-Karten“ ausstellte. Vgl hlierzu die Regelungen in der Generale,
das Ansehung der ein- und auspassirenden Fremden beobachtende Verfahren betr.
VO: Februar 1793 In: Codex Augusteus, / xweite Fortsetzung, Abteilung, Leipzig 1805
S  > hier 1054
61 HS  > Dresden, MAdI, BL I8d



LEINRÄU  IG MIGRATIO UN FNAHMEPRAXI 2721

Verwandte, die S1Ce unterstutzen würden. Im Falle eliner Auswelsung, ihr
Argument, sSEe1 S1e der chmach aUSSESETZL, in Kodersdorf VO  - „‚Offentlichen
Almosen leben“. da S1Ee OTt „ohne Aussicht auf eigenen Verdienst unı
VO  . allen Unterstutzungen entblößt‘‘°2 ware. Ihr Gesuch WAar jedoch erfolg-
los. S1e wurde nicht wieder in den KreIis der Stadtbürger aufgenommen und
ist vermutlıch abgeschoben worden.

tr1 vonelinander trennen lassen sıch diese Motivlagen nicht, S1e über-
schneiden sich vie  ehr. So mogen ZWAaTr famıliäre Beweggründe, beispiels-
welse be1 der Rückkehr den Geburtsort, eine olle gespielt haben, e1m
Antritt einer Erbschaft ljegen dem jedoch sicher auch wirtschaftliche Motive

Grunde. Zudem ist niıcht verleugnen, 4SS die Einwanderer Z Teıl
auch einfach güunstige Gelegenheiten ausnutzten, siıch hauslıch bzw. mit
einem eschafit niederzulassen. So sind Geschäftsübernahmen durch and-
werksgesellen, deren eister sich ZUr uhe SETZEN wollten der verstorben
‘5 keine Seltenheit

Anders als 1n den Jahrhunderten spielten relix1öse Motive der
zumindest deren Instrumentalisierung, keine bzw. eine sehr nachgeordnete
Rolle.° Bester eleg dafür 1st der Fakt, 4SSs die Religx1ionszugehörigkeit der
Antragsteller 11UTr C“ „ehn Prozent der untersuchten Fälle in den über-
leferten Dokumenten angegeben wurde.®*

Ebd I8e
63 Vgl die ausführlichen Arbeiten frühneuzeitlicher Konfessionsmigration nach Sach-
SCMH VO  $ METASCH, KExulanten Dresden. Einwanderung unı Integration VO  -

Glaubensflüchtlingen im un! Jahrhundert (Schriften ZUTr Sachsischen Geschichte und
Volkskunde 34), Leipzig 2010 ım Druck]; LEXANDE SCHUNKA. (Ääste, die bleiben.
Zuwanderer in Kursachsen und der Oberlausitz im und frühen Jahrhundert (Plurali-
sierung Autorität Münster 2006; WULF '’ÄNTIG.  'g Grenzerfahrungen. Böhmische Exu-
lanten Jahrhundert (Konflikte und Kultur Historische Perspektiven 14), Onstanz
2006 Ausgeschlossen VO!  - der Niederlassung außerhalb der Städte zudem Personen
jüdischen Glaubens, vgl hierzu die Studie VO  - ERHARD HARTSTOCK, Juden in der Ober-
lausitz, Bautzen 1998

Nur selten inden sich Beispiele VO  w böhmischen Einwanderern, die explizit ihrem
Gesuch erwähnen, A4SS S1e den ev.-Jluth. Glauben ALNSCHOLILU haben Vgl exemplarisch die
umfangreiche Darstellung hlerzu 1im der Einwanderung des böhmischen Kammmachert-
meilisters Joseph Kheller nach Löbau, StFilA Bautzen, Bautzen, Nr. 15 fol.
209
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Die Soz1ialstruktur der Eiınwanderer

Bei der Analyse der Berufsstruktur der Eiınwanderer kristallisieren siıch TEl
große Gruppen heraus: Handwerker, Dienstboten bzw. Dienstknechte SOWIle
Kaufleute un Händler. In den untersuchten Fäallen dominiert eindeutig der
Berufszweig der Handwerker.° Textilhandwerker stellen die orößte Gruppe
daf, ELTW:‘ „ehn Prozent der Einwanderer wollten sich als Schuhmacher, Mau-
LT der Zimmerleute verdingen. Etwa jeder fünfte Einwanderer stand als
CC der Dienstbote in Lohn un: Brot. Kaufleute und Händler machten
knapp „ehn Prozent Au  N uch hler ze1igt sich wiederum e1in Unterschied ZwWI1-
schen Stadt unı Land Wanderten Kaufleute, Fabrikanten un die Mehrzahl
der Handwerker VOT allem 1in die Stadte, sind Tagelöhner, Dienstboten
der Kinechte kleineren, landwirtschaftlich gepragten Gemeinden 1in der
Überzahl.

DIe Gruppe der Handwerksgesellen verfügte Z Zeitpunkt ihres Auf-
nahmegesuchs 1n der ege ber relatıv oroße Wanderungserfahrung,
gleich hatten Handwerker oft aber bereits auch Jängere Zeit in dem (Ort der
dem Gebiet gearbeitet, S1e siıch niıederlassen wollten.

Nicht selten betonten die Antragsteller, 24SS S1e siıch ach langen Jahren
der Wanderschaft 11U:  e) ansassıg machen und häuslich niıederlassen wollten.
Diese Gruppe hatte quantitativ betrachtet auch das geringste Alter einige

schon für ihre Ausbildung ihren spateren Niederlassungsort g-
kommen. DIie me1listen einwandernden Handwerker ledig oder gaben
al sich verheiraten wollen. Bestrebungen Z Niederlassung durch die
Etablierung eines selbständig betriebenen Gewerbes wurden annn forciert,
WEn sich den Einwanderern „guünstige Gelegenheiten“ boten.° er agel-
schmied ohann Richter Aaus Reichenberg in Böhmen kam 1m Jahre 18223
seliner Niederlassung in ÖOstritz, we1l se1in dortiger eister Altersschwäche
litt un sich ZUrTr uhe SEtT7e1 wollte. Rıchter, der das Vertrauen selines Me1s-
ters ZCI1055S, übernahm nıcht 1Ur dessen Werkstätten, sondern heiratete auch

65 Knapp Prozent der Einwanderer gaben d} einen Handwerksberuf erlernt haben.
stärksten vertreten dabe!i Weber CS o Her Kınwanderer), Schneider (6,6 /0),

Schuhmacher 59 /0) un Müller (4,0 /0) Die Ergebnisse basieren auf Berechnungen auf der
Grundlage der Reihenüberlieferung Sachsischen Staatsarchiv Staatshilialarchiv Bautzen
(wie Anm. 48)

Jochen (Oltmer entwickelte hierfür den Begriff der „Upportunitätsstrukturen“‘, vgl
OLTIMER, Migration im und Jahrhundert (wıe 5)
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dessen einzige Iochter. Natürlich WAarTr eine Niederlassung VO  } Handwer-
ern auch hne solche Umstände möglich. Unter dem Motiv, „ausreichend
Kundschaft‘‘°® durch „fleißige Arbeit‘‘® erlangt haben, versuchten sich die
melisten Handwerker etablieren.

Dagegen blickten die aufnahmesuchenden Dienstboten im Regelfall auf
eine wesentlich längere Anwesenheitszeit 1im Niederlassungsgebiet zurück.
S1e durchschnittlich alter und hatten siıch durch C6 /U  „Sparsamkeit AaUS-

reichende Einanzielle tte für den auf eines Grundstückes erworben.
Mitunter erhielten S1Ce in dieser Hinsicht auch Unterstutzung VO  $ ihrem
Dienstherrn. Beispielhafthierfür se1 die Ansiedlungdes Dienstknechts Johann
Gottlieber Aaus Schlestien gENANNLT, der 1822 VO  $ seinem Dienstherrn

Reichenau VO  — dessen Bauerngutsgrundstück einen 'Teıil ZUT Bebauung
rhalten hatte.'! Welche Bedeutung dieser Fall hatte. ze1igt siıch den Worten
der Marienthaler Abtissin, die begleitend ZU Gesuch die Oberamtsregle-
rung Bautzen beschrieb, wI1e UuNSCI$N die dortigen Bauern Land abgeben WUur-
den  Z Eıne interessante Anmerkung ber die Vorbildwirkung ausländischer

Vgl StFilA Bautzen, Budissıin, Nr. 4034, fol. 52
68 So das Argument des (Getreide- un! Viehhändlers Johann Dorschank aus Särchen/Preu-
Ben in seinem Niederlassungsgesuch 1852, vgl StFilA Bautzen, Bautzen, Nr. 6396,
fol. 136-141 Vgl. hierzu uch die Argumentation des böhmischen Sattlers Johann Rıchter, der

Kanzletistelle des Gerichtsamts Großschönau 1im September 1866 Protokall gab: Aich
finde mich diesem Schritte hauptsächlich durch die sichere Aussicht in Sachsen specıiell
in roßschönau besseres Fortkommen inden als in Böhmen, bewogen, umnso mehr als
ich hier 1m UOrte bereits nicht unbedeutende Kundschaft erworben habe.“ StFilA Bautzen,

Amtshauptmannschaft Zittau, Nr. 603 Einwanderungen den Gerichtsamtsbezirk
.roßschönau (1 861—1 ö /4), Lage 51 Niederlassung Jultus Rıchter (1 866—1 5068), unpag.,

So beispielsweise der Stadtrat Königsbrück ber den A4AusSs Mlode/Preußen stammenden
Karl Gottlieb Mittwenz, der sich 1854 in Königsbrück niederlassen wollte, vgl StFilA aut-
ZCN, Bautzen, Nr. 517 Acta, die Niederlassung unı Verheirathung VO:  - Ausländern
in hiesigen Landen betr. (1 853—1 033 Lage

SO beispielsweise die Argumentation des auernknechts Anton dult aus Krummöls/
Schlesien be1 seiner Niederlassung in Spitzkunnersdorf 18253, vgl StFilA Bautzen,
Budissin, Nr. 4034. fol. 25
Va Die folgenden Aussagen stutzen sich auf: StFilA Bautzen, Budissıin, Nr. 4033,
tol. 1011

Vgl. die Argumentation der Abhtissin Laurentia des Zisterzienserinnenklosters St. Ma-
rienthal in einem Schreiben die Oberamtsregierung Budissin VO' Februar ED S0
annn ich cht bergen, ich diese unterthänige Anzelge, vorzugsweise andre, mit
iner gewlißen Beruhigung und Freude unternehme. Implorant hat nemlich angezelgt,
se1in Dienstherr, der Bauer Gottliıeb Linke, in Reichenau ZU) Behuf seiner Ansäßigmachung
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IDienstboten für die einheimischen geht AaUuSs den welteren Ausführungen der
Abhtissin hervor: „Bei der sichtlich nehmenden, immer allgemeiner WeCTI-

denden Verderbnis der Dienstbothen ist daher der vorliegende Fall eine sechr
+freuliche Ausnahme, un CS 1st hierbe1 11UT wünschen, da nahmentlıch

eingebohrnen Dienstbothen olchen Beispielen nachgehen und sich
nicht immer durch Fremde übertreffen laßen möchten.  <6/3 Ks bleibt aber
testzustellen, 24SS dieser Fall eine Ausnahme SCWEOSCIL ist. Bürgschaften der
Dienstherren für die KEinwanderer Aaus dieser Berufsgruppe sind demgegen-
ber jedoch keine Seltenheit.‘*
Lie Gruppe der Kaufleute und Händler unterscheidet siıch strukturell VO  >

den beiden eben vorangestellten. Oftmals verlegten die Angehörigen dieser
Gruppe bereits ex1istierende Geschäfte einen anderen (Irt. S1e
dem 1m Durchschnitt alter als die Vertreter der übrigen Gruppen. Hauptar-

ihrer Aufnahmegesuche WAaTfr, 24SS die Bedingungen für das Betreiben
ihres Geschäfts gewählten (Irt besser waren der A4SSs eın Großteil der
verkauften Waren ohnehin dieses Gebiet geliefert wurde. So brachte Z
Beispiel eın AI Böhmen stammender Händler Jahr 1819 VOTr, seline (71e-
chäfte fortan in /ittau betreiben wollen, we1l die Stadt sowochl Böhmen
oreNZL als auch unwelt der preußischen (Gsrenze gelegen ist. IJIa dies se1ine
Hauptabsatzgebiete waren, sSEe1 die Niederlassung in /ıttau oünst1g füur die
Entwicklung sel1nes Gewerbes. uch ein VerweIls auf die Steuereinnahmen,
die der Stadt dadurch zukommen würden, fehlt 1n seinem Gesuch nicht75

Allen Gruppen gemeinsam WAar das Ansinnen, den Behörden gegenüber
ein möglichst positives Bild VO  - siıch zeichnen. Argumentationen, in de-

hne welche nach inem VO)  S MIr N: befolgten System ein Fremder überhaupt nıe
aANSCNOMMCNH WIr ihm eine Baustelle aus seinem Bauernguthe überlaßen wolle, welches
der miterschienene Bauer Linke uch Kanzletistelle bestätigt hat. Wenn iNan wels, wI1ie
ungern die hiesigen nahmentlich die Reichenauer Bauern, uch unls den kleinsten Streitffen
Landes AUS ihren (süthern ablaßen, un oft ein wen1g nutzender Raln selbst für Geld ihnen
cht feil ist, beweißt der vorliegende F:  - das Dorf£fgerichtliche Zeugnis über des
Implorant Kirchners vorzügliche Brauchbarkeit un gute Aufführung Salz gegründet, und

seinem Dienstherrn schr wichtig SCYMH muß, daß dieser solchen Opfern such für seinen
Dienstbothen entschließt.‘“ Ebd fol. 101
T3 Ebd., fol. 102

Im des bereits erwähnten Anton dult (vgl. Anm 70) gewährte se1n |Dienstherr
beispielsweise Hılte be1 der Bebauung des durch den auernknechtdult erworbenen Grund-
stücks, vgl StFilA Bautzen, Budissin, Nr. 4034, fol. 25
75 Vgl Stadtarchiv Zittau, Abteillung Abschnitt 1  .9 Absatz d, Nr. Gesuche Aufnah-

das Bürgerrecht der Stadt Zattau (1819—1 ö235), 53 fol. UZ
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HCH die Hılfsbedürftigkeit der die Notlage des Petenten den Vordergrund
gestellt wurden, hatten wenig Aussicht auf Erfolg. SO wurde das hne Of=
fenbar juristische Unterstützung verfasste Gesuch des Schuhmachers Peter
Hawlicek AaUus Sem1l Böhmen, der w1e GT schrieb ein „ungesunder
Mensch‘“‘ sel  ‘5 der artung un eIE bedarf‘‘/® 1m deptember F1
nächst auch abgewlesen. DIe Antragsteller vielmehr Zl  ‚WUu:  > ihre
Erwerbs- bZw. Erfolgschancen hervorzuheben un ihre esonderen Fahig-
keiten bzw. ihre Unentbehrlichkeit unterstreichen. Oft verwiesen S1e
dem auf iıhren langJährigen Aufenthalt Niederlassungsort und auf ihren
untadeligen Lebenswandel. SO argumentierte der bereits erwähnte Siebma-
cher Davıd Hesse in seinem Gesuch 1mM Aprıl 1823, A4SS sich ‚„„durch Spar-
samkeIit und Fle1l E bei un tüchtig gefertigter Arbeit ein1ges Vermögen
erworben  66// atte. [Dass die Einwanderer dabe1 die Erwartungshaltung der
Behörden kannten, ist offensichtlich. Nıcht NUr.  $ A4SS die melsten Gesuche
mit 1lfe Oftsansässiger Rechtsanwiälte verfasst wurden, die die Kriterien be1
einem olchen Prozess kannten. EKs lässt sich vielmehr eine ahnliche
un schematische Argumentationsweise bei sehr vielen Gesuchen belegen.
Rein formal sind oft gleich 1m ersten Schreiben die Behörden die häufig
abgefragten Kriterien erwähnt bzw. (vor allem ach durch Atteste be-
legt, inhaltlıch handelt CS sich in aller ege „Erfolgsgeschichten‘“. uch
Loyalıtätsbekundungen ZU Königreich achsen iinden sich mitunter 1n den
Gesuchen. So liest 1LL1AaN beispielsweise 1m Schreiben des böhmischen Schle1-
fers Johann Joseph Kindermanns VO Maärz 1822, A4SS CS se1it jeher se1in
unsch SCWESCII sel, achsen sein Fortkommen finden.’®

DIe Urtsobrigkeiten begegneten demgegenüber den Aufnahmegesuchen
orundsätzlich mMi1t Skepsis. So bemerkte die Oberamtsregierung Bautzen 1m
dSeptember 1821 IMNan solle ‚„„‚dahın Bedacht nehmen, 4SS durch Ausländer
das Unterkommen für eingeborene Landeskinder nıcht ertschwert werde
Dieser ng der Oberbehörde Rechnung tragend, formulierte die htis-
SIN des Klosters St Marienthal 1m (Oktober 1821 einem Begleitschreiben

Z7wel Aufnahmegesuchen das Oberamt dO csehr ich mich bemühe, den

76 StFilA Bautzen, Budissin, Nr. 4033 fol.

Bautzen, Neues Archiv Rep. Nr. Acta, den VÖO'  = David Hesse Zeidler
in Böhmen nachgesuchten Ankauf mMit einem Hause allhier Budissin un Ertheilung des
Bürgerrechts betr. d 023), fol.
78 StE: Bautzen, Budissin, Nr. 40535, fol. 108

StFilA Bautzen, Budissin, Nr. 40535, tol.
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Andrang temder Anstedler abzuwehren, inden sich doch VO  D Ze1it
Zeit einige, deren Verhältnisse siıch sehr auszeichnen, nicht iıhr Gesuch
Z13T: höchsten Autorisation <c5U  vorzutragen. Dass diese Grundhaltung durch
ökonomische Belange und die orge HAinanzielle Belastungen bestimmt
1st, tritt dabei deutlich zutage.” (Gerade das Kriterium der Vermögenssitu-
ation der Einwanderer und eventuell daraus resultierenden Folgen für die
autnehmenden (GG(emeinden, die Personen unterstutzen MUSSTEN,
WAar wesentliche Ursache für onflikte, die aus der Niederlassung VO  } Kın-
wanderern entstanden.

Einwanderung und Konflikt

Be1 der etrachtung VO  ' FKinwanderungsprozessen 1im Sinne der historischen
Migrationsforschung mussen die Aufnahmegebiete, die der Zuzug
stattfand, analysiert werden. Abschließend sollen deshalb Konfliktfelder
skizziert werden, die sich den Einwanderern in den Niederlassungsorten C1-

Offneten. Welches die anstöligen Punkte” Wer kommunizierte solche
Konfiikte”? Und auf welche We1ise wurden S1e gelöst? Zwe1l kurze Beispiele
sollen dies exemplarisch iılustrieren.

7Zum einen 6S mortralische Argumente, die einer Aufnahme hinder-
lich entgegenstehen oder deren Verhinderung benutzt werden konnten.
Kın Lebenswandel, das Zeugen unehelicher Kinder der der Hang
ZUrFr Trunksucht“* sind Beispiele, die diese Kategorie zahlen S1nd. Im
Zuge der Erkundigungen Z Niederlassung VO  aD Michael Zschäch Aaus Neu-

Schreiben der St. Marıienthaler Abtissin Laurenti1a die Oberamtsregierung Budissin
VO: 25 Oktober 158521 In: StFilA Bautzen, Budissin, Nr. 40535, tol
ö1 IDies ı besten der Rechtspraxis ablesbar. So wurden bel „gewünschten“‘“ Eınwan-
derern teilweise umfangreiche „Dispositionen (d Ausnahmegenehmigungen) erlassen,
während gerade dann, WEn C Protesten Ortsansässiger Berufsgenossen des Zugezo-
NCH gekommen WAar die nıchtsächsische Staatsangehörigkeit cht selten als Mittel
Zweck des Fernhaltens mögliıcher Konkurrenten der Ortsansässigen Gewerbetreibenden C-

wurde. Vgl hlierzu DAHTZ Aufnehmen der Abweisen? Die Kiınwanderung VO  -

Böhmen un Preußen in die sachsische OQberlausitz frühen Jahrhundert. In Katrın
Lehnert/Ders. Hg.) Iransnationale Perspektiven. Kleinräumige Mobilität und Grenzwahr-
nehmung im Jahrhundert (Bausteine AaUus dem Institut für Sachsische Geschichte und
Volkskunde 20), Dresden 2011 ım Druck], 43—67 bes. 6466

In inem Schreiben des Gerichtsamts Großschönau die Kreisdirektion Budissin im
Verfahren der Ausweisung des Obdachlosen arl Gottlob Jentzsch bezeichnete die Behörde
selbigen als „Irunkenbold“, vgl StFilA Bautzen, Amtshauptmannschaft Zittau, Nr.
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boblitz be1i Lübbenau 1n Bautzen gyaben der Polizeidiener Bernhardt und der
Stadtgendarm chäfer 1832 Protokoll, 4SSs Zschäch offenbar 39  mıt den
liederlichsten Personen hiesiger Stadt Verkehr“‘‘ habe Kr treibe siıch zudem
„nebst seiner Tau fast taglıch in der Stadt herum, und werde gewöhnlich
Abends schr spat och in Dreßels Brandweinschänke gefunden‘“‘.” Das (e-
such Zschächs wurde daraufhin abgewlesen.

Dass die Einwanderer jedoch auch ihrerseits solche „Leumunds“-Argu-
für ihre Zwecke benutzten, belegt der Fall des Schneidergesellen arl

Friedrich Naumann A Böhmisch Leutersdorf, der sich 1821 Oberrup-
persdorf niıederlassen wollte. In seinem Gesuch führte Er d MI1 Johanne
Christiane Flamminger Aaus Oberoderwitz ein uneheliches Kind gezeugt
haben, „dessen Ernährung ich mich naturliıch WeCeNnNn ich bleiben und S1e ehe-
liıchen kann, unterziehe. arf ich das aber nıcht, Hele dessen Erziehung
ihrem VaterZ dem dies als ım Jahr 1811 als invalıd verabschiedeten Soldaten
E höchst schwer fallen musste. cc84

Z um anderen und mMi1t weIlt oröberem Gewicht wirtschaftlich-
finanzielle Aspekte in den Auseinandersetzungen hervor. Sowohl in den be-
hördlichen Entscheidungsprozessen als auch be1 der Integration 1in die (5e-
me1inschaft des Aufnahmeortes entwickelten siıch diesem Punkt Konfiikte
So i1st 0S nıcht verwunderlich, A4SS 1n den überlieferten Schreiben Dalnz offen
ber die „Nützlichkeit“‘ der Antragsteller referiert wurde  85 Im Grunde INg
( den Lokalbehörden jeweis darum, finanziellen Schaden schon 1im Vorteld
abzuwenden. So he1ißt CS beispielsweise einem Gutachten der Bautzener
Stadtverordneten ZAT Niederlassung VO  - Michael Zschäch Aaus euboblıtz
be1 Lübbenau: „Der Bürgerstand soll gehoben un niıcht herabgesetzt WEeTI-

den F Man muß daher vermelden, Individuen in den Bürgerstand auftzu-

602 Kiınwanderungen in den Gerichtsamtsbezrzirk Großschönau (1 O11 ö /4), Lage Aus-
weisung arl Gottlob Jentzsch 862/63), unpag.

Bautzen, Neues Archiv Repertorium I’ Nr. 1537 Acta, die VO'  $ Michael
Zschäch, Eınwohner und Häusler Neuboblitz, nachgesuchte Aufnahme ZU) Bürger und
LCSD. Ansässigmachung Budissin betr. 832), fol.

StFilA Bautzen, Budissin, Nr. 4033, fol.
85 Vgl hlierzu exemplarisch die Ausführungen der Gerichte Oberleutersdorf über die
angestrebte Niederlassung des Leinwebers Johann Gottlob unsche A Niederleutersdorf /
Böhmen, VO  = dem Ss1e annahmen, ass S1e mMit „„‚demselben einen ordentlichen B Untertha-
LLCN ] bekommen, der selbst in der Gemeinde nutzlich werden kann, da 1 recht hübsch
schreiben un rechnen kann. welche Fähigkeit dem ogrößten Theile hiesiger nterthanen Sallz
abgeht.“ Vgl StFilA Bautzen, Budissin, Nr. 40533, tol. 155
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nehmen, welche für ihn weder DPasscCNnh, och würdig sind ıh: treten.““
Und welter: Da Zschech sic! 11UTr 200 r! Vermögen besitzt, annn I sich
auf diesem Hause nıcht behaupten, und würde daher der Stadtcommun ga
bald PAT: Last fallen DIies LL1LUSS vermieden werden, we1l die Stadt 11UrTr viel
Arme berelits ernähren hat.‘:&%

Gelegentlich argumentierten die Lokalbehörden auch 1n ezugnahme
anderen Gemeinden, 1in denen sich der Einwanderer niederlassen woll-

Johann Gottfried Heıintich AaUSs Oberhorka bekam dies 18572 spüren.“”
Er hatte sich his ato in Kleinwelka be1 Bautzen aufgehalten und wollte 1U

Bautzener Bürger werden. In einem Gutachten der Stadtverordneten SE1-
ner Niederlassung he1ißt ‚„ War Heıinrich den Kleinwelkaern nıcht guL SC
NUuS, iSf T: auch och weniger geelgnet, hier das Bürgerrecht erwerben,
da die urger Budissins doch nıcht weniger bedeuten. als die Bewohner VO  5

Kleinwelka. uch Budissins Bürgerschaft 11UTr gute Bürger, S1e annn daher
nıcht Leute aufnehmen, welche MNan in einer Landgemeinde nıcht

Be1 der Bewertung der potenziellen wirtschaftlichen „Nützlichkeit“‘ der
ufnahmesuchenden stellte deren ausgeübter Beruft eine wichtige Kategorie
dar. Antragstellern, die einen stark frequentierten Beruf ausuüuben wolten,
wurde VO  $ einer Niederlassung abgeraten bzw. ihr Gesuch abgelehnt. Alte”®,

806 Bautzen, Neues Archiv Repertorium Nr. 1537 Acta, die VO'  = Michael
Zsschäch, inwohner un! Häusler Neuboblitz, nachgesuchte Aufnahme ZU Bürger un
FCSD. Ansässigmachung in Budissin betr. (1 032), fol.

Die folgenden Ausführungen beruhen auf: Bautzen, Neues Archiv Reper-
torium I, Nr. 1539 Acta, die VO Johann Gottfried Heinrichen aus Kleinwelka nachgesuchte
Annahme hiesigen Bürger betr. (1 0532)
88 Ebd., fol.

Vgl. die Argumentation des Händlers Abraham Appelt aus Grottau/ Böhmen, der e1-
nNemMm Schreiben den /1ttauer Stadtrat 82 (nachdem se1in ErStEeSs Gesuch abgelehnt worden
Warf) folgendermaßen argumentierte: „Wählte ich einen Gewerbzweig, der bereits viele Hände
beschäftiget, und VO'  5 Individuen überfüllt ist, 1ns das andere Grunde richtet,
könnte ich darın einen Vorsichts-Grund ZUTr Versagung ahnen. ber dies 1st uch nicht der
K In: StFilA Bautzen, Budissin, Nr. 4033, fol. 131
U() Vgl hlierzu die Argumentation des (Gemeinderats VO  i Hırschtelde in Bezug auf die NIi1e-
derlassung des Tagelöhners Johann Gottlieb Kremnitzer aus Küpper/Preußen 1m 185458,
der Kremnitzer cht aufnehmen wollte, „weıl das schon ziemlich vorgerückte Lebensalter
des 56Jährigen Tagelöhner Kremnitzer in Ermangelung eines sicheren Erwerbszweigs, die
Möglıchkeit einer künftigen Verarmung befürchten lasse‘“. Die Kreisdirektion Bautzen tolgte
schließlich dem Votum und lehnte die Aufnahme Kremnitzers August 15848 ab. StFilA



KLEINRÄUMIG IGRATIO UN FN  PRAXIS 220

Kranke?! der Bedürftige wurden ebenfalls zume!lst direkt VO  - den Okalen
Behörden abgewlesen. Im Gegensatz 27 forcierten S$1e jedoch die Ansted-
lung VO  . Eınwanderern, deren Berufsstand benötigt wurde. Namentlich
mangelte es in der Oberlausitz Landarbeitern und Dienstboten”, waäah-
rend gleichzeitig ein ausgepragter Überhang Textilarbeitern exI1istierte. DIe
„Nützlichkeit““ des Einwanderers wurde 1m Falle der angestrebten Nieder-
lassung des AaUSs Böhmen stammenden Tagelöhners Johann COrg Philıpp
en angesprochen. In einem Schreiben der UOrtsobrigkeit VO  . Oppach
die Oberamtsregierung Bautzen he1ißt CD, Phıilipp habe ber fünf a  TE
der Gegend als Knecht 1im Fuhrwesen un! beim Ackerbau gearbeitet, sich
dabei „fechtschaffen. feißig un! ehrlich 1m lenste bezeigt, auch der (Je-
meinde Taubenhain be1 gefährlichen Spannleistungen untadelhafte lenste

cc0%geleistet Be1 der Finwanderung des 25jährigen /immermanns Friedrich
August Müuüller Aaus Torgau bemerkte der Bautzener tadtrat 1mM Oktober 841
A4SSs seline Niederlassung 1n der Stadt wuüunschenswert sel, da „hiesige Stadt
einem dritten tüchtigen Zimmermann angel leidet.“““* Kıne Ausnahmege-
nehmigung, die benötigte, da och nıcht die vorgeschriebenen drei Jahre
1m Niederlassungsort IC5tE: erhielt Sß 1n der Olge auch problemlos.

Dagegen protestierte die Bautzener Schlosserinnung 1m Januar 1547
heftig die Niederlassung des jlyahrigen Schlossers Jakob Oehlmann
aus Warberg be1 Helmstedt.? In einem VO  e allen LICUIN Bautzener Schlosser-
melstern unterzeichneten rie den Stadtrat he1ißt e 9 ‚„daß dieser GCue

Zuwachs für uns außerst drüuckend ist  CC un! 24SS s VOobXB den Meistern, die
sıch mi1t Schlosserarbeit beschäftigen, die Mehrzahl fast Dat Nıchts thun““‘

Bautzen, Bautzen, Nr. 514 Acta, die Niederlassung un Verheirathung VO  — Aus-
andern in hiesigen Landen betr. (1 s48—1 049), fol.
01 Vgl hierzu die Ausführungen des Gerichts Königswartha aAaus dem Jahr 1850 ber den
Aaus Steinitz/ Preußen stammenden Johann Schulze: ASEeInNe körperliche Beschaffenheit der
Besorgniß führt], künftig der Gemeinde hierselbstS ASst fallen könne []’ StFilA
Bautzen, Bautzen, Nr. S19 fol. 151

Vgl hierzu exemplarisch die Einwanderung VO  . Jacob Richter AUS Lobenthal/Böhmen
nach Puschwitz ım Jahr 1821 In StFilA Bautzen, Budissin, Nr. 4033, tol 65-68

StFilA Bautzen, Budissin), Nr. 4033, fol.
Bautzen, Neues Archiv Rep. Nr. 1553 Acta, die Niederlassung Friedrich

August Müuüllers AaUus Torgau als immermelster in hiesiger Stadt betr. (1 841—1 542), fol.
95 Die folgenden Aussagen stutzen siıch auf: Bautzen, Neues Archiv Repertor1-

Nr. 1554 Acten, die Niederlassung des Schlossergesellen Jacob Oehlmann aus Warberg
Budissin betr. (1 IF542)
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habe Dies sSe1 wiederum „bel der KEinwohnerzahl der hiesigen Stadt auch al
nıcht verwundern, indem hiernach das in unNnserfenmn T erheischte Be-

6I6dürfnis recht füglich VO  - L1UT wenigen Meistern bestritten werden könnte.
Ihre Kritik der Aufnahme Oehlmanns blieb jedoch hne irkung. Im
Mal desselben Jahres verfügte der Stadtrat, A4SS S  annn sobald ß se1n
Meisterstück vorgelegt habe 1ns Bautzener Bürgerrecht erhoben werde.?”

Insgesamt lässt sich feststellen, 4SS siıch ontlıkte mi1t Oftsansassigen
Konkurrenten VOTLT allem ann entwickelten, WEn eın Zuwanderer ein LICU-

Geschäft eröffnete. UÜbernahm ein Einwanderer dagegen einen bere1its
ex1istierenden Gewerbebetrieb, beispielsweise VO  @ einem alteren Handwerks-
meister, der sich Z uhe SGELZENH wollte, gvab CS dagegen 2aum Öffentlich
geauberten Protest.?® Somit annn das Konstrukt der Staatsangehörigkeit
durchaus als tte ZU)] /Z/xweck angesehen werden, potenzielle Konkur-
PENTEN abzuwehren.” IDIG Antragsteller reaglerten ihrerseits oft mMIit oroßer
Flex1ibilität. So inden sich nıcht selten Fälle. in denen Petenten Zzwel Berufe
angaben; z arbeiteten Dienstboten zeitweillg in einer Mühle und tauchten
spater in den ten als Fuhrmänner oder Bauernknechte wieder auf. S1e pals-
Fen sich sSOmMIt den Anforderungen des Arbeitsmarktes un arranglerten
sich mMit den örtlichen Gegebenheiten.““”

I6 Ebd., fol 25
In den S ogenannten Local-Statuten der Städte wurde das CHNAaUC Procedere be1 der selbst-

ständigen Niederlassung VO  - zunftigen Handwerkern geregelt. Das /Ziıttauer Lokalstatut AUS

demJahr 1840 regelte den Ablauf VO:  - Erlangung des Meisterrechts, Öörmlicher Niederlassung
un Aufnahme 1n das Bürgerrecht der Stadt wIe folgt: „Bei Gewerbetreibenden, die einer
unft angehöten, mul die Ertheilung des Bürgerrechts dem ftormellen Meisterspruche VOTL-

angehen, jedoch mussen S1E das Meisterrecht nachgesucht, das Probestück gefertigt und
daß ihrer Aufnahme in die unft als Meister eın Hinderniß entgegenstehe, nachgewlesen
haben.“ Local-Statut der Stadt /1ttau, /Zaıttau 1840,
0S Vgl die Argumentation des Weißenberger Stadtrates im Falle der Niederlassung des
Nagelschmiedes Franz StephanJoseph Bachmann 4aus Herzogswalde/Schlesien im Dezember
1852 ADer KEinwand S da eın Bedürfniß Nagelschmieden hier vorhanden sel, wurde
vielleicht stichhaltig se1in, WCI111 sich Begründung ines Danz dergleichen Geschäf-
tes handelte; da ber 1Ur e1n bereits bestehendes seinen Meister wechseln soll, erledigt siıch
dieser Einwand c StFilA Bautzen, Bautzen, Nr. 65396, tol. 126

Vgl. hlierzu die Ausführungen des Verfassers über die unterschiedliche Vorgehensweise
des /ıttauer Stadtrates be1 der angestrebten Niederlassung VO:  - drei Schneidergesellen
Zeitraum 821 E Aufnehmen der Abweisen” (wıe Anm 81), 65
100 Vgl hierzu den exemplarischen Fall des gelernten Schuhmachers Johann Traugott Puüur-
schels aus Mühlbock/ Preußen, der be1 seiner Niederlassung /ıttau 1850 versprach, seinen
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Resumee

Die Einwanderung 1n die sachsische Oberlausıitz des 19 Jahrhunderts WAr

in ErSTETr ] inıe VON kleinräumigen Migrationsprozessen gepragt. DIie me1lsten
Einwanderer AaUus den direkt angrenzenden Gebieten Böhmens
un! Preußens, Fernwanderer kamen dagegen Ur wenige in die untersuchte
eo10N.

Diejenigen, die sich dauerhaft 1n der sachsischen Oberlausitz nieder-
lassen wollten, hatten hohe formalrechtliche, aber auch so7z1ale Hürden
überwinden. Dies WAr VOT allem der Tatsache geschuldet, 24SS achsen eine
vergleichsweise hohe Bevölkerungsdichte aufwies und 1m 19 Jahrhundert
mehreren schweren Wirtschaftskrisen litt, parallel AzZzu aber auf Grund des
breit gefächerten gewerblichen Angebots un seiner Branchenvielfalt An-
ziehungspunkt für Einwanderer WATFr. Dem die staatlichen Behörden
Rechnung, indem S1Ee darauf bedacht ‚9 die Ansiedlung VO  - Personen,
die eine ausländische Staatsangehörigkeit besaßen, gut w1e möglıch
begrenzen. DIe orge Ainanzielle Belastungen stellte die Leitlinie eines
kriteriengeleiteten behördlichen Handelns dar. Die rage ach einer MOS-
lichen Kınwanderung wurde in aller ege anhand der wirtschaftlichen
Chancen der Niederlassung des Einwanderers beantwortet. Vermeintlich
„nützlıche‘“ Zuwanderer, deren „Nützlichkeit: sich 1m Regelfall VO jeweils
ausgeübten Beruf der besonderen Fähigkeiten abgeleitet wurde, erhielten
die sachsische Staatsangehörigkeit, auch W S1Ee bestimmte Kriterien nicht
rfüllten Dagegen wurden Persönen; be1 denen die eteiligten Behörden ein
erhöhtes Verarmungsrtisiko feststellten, zumelst abgewlesen, auch WEn S1e
die geforderten Bedingungen weitgehend +füllten IDIG Einwanderer der
deren Rechtsanwälte, die die Aufnahmeanträge verfassten, kannten diese
Grundhaltung und reaglerten darauf. S1e verwliesen auf ihre beson-
detren Fähigkeiten oder darauf,  5 1n welchen Bereichen S1e der aufnehmenden
Gemeinde besonders dienen konnten.

Bıs ZUFT Gewerbefreiheit achsen spielten die Handwerksinnungen eine
nıcht unterschätzende olle be1 den ufnahmeverfahren. S1e hatten das
Recht ZuUur Intervention, WEC111)1 S1CE Einbußen durch die Ansitedlung eines Aaus

dem Ausland stammenden Konkurrenten türchteten. Im Zuge der
„Erkundigungen“ ber den Einwanderer auf Okaler Ebene machten S1E Oft-

Beruf nıcht welter auszuüben und sich stattdessen als Tagelöhner beschäftigen. StFilA
Bautzen, Bautzen, Nr. 516; fol. 105—109
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mals ihre eIDENE, angeblich schwierige Lage deutlich und suchten in diesen
Fällen die Ablehnung des Antrags erreichen. Da inländische Handwerker
nıcht abgelehnt werden durften, wurde die nichtsächsische Staatsangehör1ig-
eit der Kiınwanderer als tte ZU Zweck der Abwehr potenzieller Kon-
kurrenten genutzt.

Es ist also eine differenzierte G(emengelage festzustellen: Die staatlichen
und die lokalen Behörden aglerten in der orge Ainanzielle Be- der
Überlastung, die durch die eventuelle Verarmung der Einwanderer hätte VCTI-

stärkt werden können. IIie Immigranten fex1ibel, suchten „gunstige
Gelegenheiten“ ZUr Niederlassung un:! kannten die örtlichen Gegebenheiten
zumelst V  - einem laängeren Aufenthalt Ort: der ihrem Aufnahmeantrag
vorausg1ing. IIIie ansassige Bevölkerung 1n Orm der Handwerksinnungen
or1ff annn be1 Handwerkern in das Aufnahmeverfahren ein, WECI11) CS galt,
ihre Besitzstände verteldigen.

„Rzeteln1, pracowıCcı UCZC1WI sluzbie 9
1gracJa przygranıczna praktyka przy]jmowanıa em1grantow

terenı1e saskich Görnych LuZyc okresie XIX wieku

Nını1eJszy artykul udzıela weladu tematyke em1grac]ı terenYy saskıch Goörnych
LUZYyC okresie m1edzy podziaiem Sakson1ı1 1815 MOMentem powstanı1a
Rzeszy Niemieckıe) 1871 PIerwsZe) kolejnoscı rozpatruje normatywne
podstawy em1grac]1ı do Sakson1ı1 NN wıeku, szczegölnoscı rOZWÖO)] saksonskıe)
koncepc]}1 przynaleZnoscı DaNsStWOWE) (ym okresı1e. dalsze) kolejnoscı nastepuje
OomöÖöwılen1e miıgracyjnych form trwale) em1grac]1 terenYy saskıch Görnych
LUZYC, ktöry TOCCS rozgrywal tle owych uwarunkowan prawnych. UÜprocz
kwest11 migracyjnych skonfrontowanych DPOSLAaW3Z urzedöw, iıch obszarem ich
przesiankamı, badanıom poddanı zoöstalı roöwnı1e7 sSamı em1grancı, iıch MOLYWY

strateg1e dz1alanıa. dalsze) kolejnoscı ukazano konflıkty, do ktörych doszio
podczas tCgO rodzaju ruchöw mi1gracyjnych. Artykuf ten jest zatem przyczynkıem
ZATrOWNO do badan migrac]1 nıewlelkiım Zaslegu terytor1alnym okresie XIX WI1e-
ku, jJak rown1e7 do tematu konkretnych praktyk osiedlenczych (ym obszarze,
zdomınowanym rolnictwo.


